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11. Dem Europäischen G erichtshof w ird die Frage zur Voraben-
25. V. 22 tscheidung vorgelegt, ob die in A rt. 3 Abs. 1 lit. a fünfter und
XII ZB 404/20 sechster Spiegelstrich Brüssel Ila-V O  vorgesehene W artefrist

von einem Jah r (sechs M onaten) für den A ntragsteller erst m it 
der Begründung seines gewöhnlichen Aufenthalts im  M it­
gliedstaat des angerufenen Gerichts zu laufen beginnt oder 
ob es genügt, wenn bei Beginn der maßgeblichen W artefrist 
zunächst nur ein schlichter Aufenthalt des Antragstellers im  
Staat des angerufenen G erichts besteht und sich sein A uf­
enthalt erst danach im Zeitraum  bis zu r A ntragsteliung zu 
einem gewöhnlichen A ufenthalt verfestigt....................................... 212

12. a) Eine durch die C O V ID -I9-Pandem ie bedingte B etriebsbe-
13. VII. 22 schränkung eines E inzelhandelsgeschäfts führt nicht zu einem
XII ZR 75/21 M angel der M ietsache im Sinne von § 536 Abs. 1 Satz 1 BGB.

Dem Verm ieter w ird  dadurch die vertraglich geschuldete L e is­
tung zur Ü berlassung und Erhaltung der M ietsache in einem  
zum vertragsgem äßen G ebrauch geeigneten Zustand auch 
nicht ganz oder teilw eise unm öglich .
b) Im Fall einer G eschäftsschließung, die auf einer hoheitli­
chen M aßnahm e zur Bekäm pfung der CO V ID -19-Pandem ie 
beruht, kom m t grundsätzlich  ein A nspruch des M ieters von 
gew erb lich  genutzten Räum en auf A npassung der M iete w e ­
gen Störung der G eschäftsgrundlage gem äß § 313 Abs. 1 BGB 
in  Betracht.
c) Bei der Prüfung, ob dem M ieter ein Festhalten an dem u n ­
veränderten Vertrag unzum utbar ist, sind auch die finanzie l­
len Vorteile zu berücksichtigen, die der M ieter aus staatlichen 
Leistungen zum A usgleich  der pandem iebedingten N achteile 
erlangt hat. Zudem ist zu berücksichtigen, ob und in w elchem  
Um fang der M ieter in der Zeit der N utzungsbeschränkung A u f­
w endungen , etwa infolge geleisteter K urzarbeit, erspart h a t .. 229



a) Die G rundsätze der Vorteilsausgleichung verm itteln dem 
zum Schadensersatz verurteilten Schädiger auch dann keinen 
auf die H erausgabe eines ungleichartigen Vorteils gerichteten 
Anspruch gegen den G eschädigten, wenn der rechtskräftig 
zur Schadensersatzzahlung Zug um Zug gegen Ü bergabe und 
Ü bereignung eines Fahrzeugs zw ecks Vorteilsausglexchung 
verurteilte und nach dem U rteilsausspruch im Annahm ever­
zug befindliche Schädiger den zuerkannten Schadensersatzbe­
trag zunächst ohne Rücksicht auf die Übergabe und Ü bereig­
nung des Fahrzeugs geleistet hat, der Geschädigte aber den im 
U rte il vorgesehenen Vorteilsausgleich verweigert.
b) Dem Schädiger steht in diesem Fall auch kein auf H eraus­
gabe eines W eiterverkaufspreises gerichteter A nspruch zu, 
wenn der Geschädigte den Zug um  Zug herauszugebenden 
Gegenstand -  liier: ein vom sogenannten D ieselskandal be­
troffenes Fahrzeug -  w eiterverkauft und den entsprechenden 
Kaufpreis vereinnahm t hat.
c) A llerd ings kann der Schädiger unter U m ständen die R ück­
erstattung des nach M aßgabe der rechtskräftig titu lierten  For­
derung gezahlten Schadensersatzes verlangen, w eil es keinen 
Rechtsgrund gibt, der den Geschädigten zum  Behalten der 
über den geschuldeten Schadensersatz hinausgehenden M ehr­
leistung des Schädigers berechtigt. G egebenenfalls hat die U n­
gleichartigkeit des auszugleichenden Vorteils zur Folge, dass 
der gesamte gezahlte Betrag zurück  zu erstatten ist....................


